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b) Widerspruchsnachricht 

 
Erhebt der Antragsgegner gegen den Mahnbescheid Wider-
spruch, wird der Antragsteller hiervon durch die Wider-
spruchsnachricht unterrichtet. Darin wird dem Antragsteller 
insbesondere mitgeteilt: 
 
• die Person, die den Widerspruch erhoben hat; 

• das Datum des Eingangs bei Gericht; 

• der Umfang des Widerspruchs (insgesamt, teilweise); 

 
und, soweit im Widerspruch angegeben, 
 
• eine neue Anschrift des Antragsgegners; 

• der gesetzliche Vertreter des Antragsgegners; 

• der Prozessbevollmächtigte des Antragsgegners; 

• ein Geschäftszeichen des Antragsgegners oder dessen 
Prozessbevollmächtigten. 

 
Darüber hinaus erhält der Antragsteller auch Mitteilung von 
allen weiteren schriftlichen Angaben des Antragsgegners 
zum Widerspruch. 
 
Die Widerspruchsnachricht enthält außerdem die Angabe des 
Gerichts für das streitige Verfahren und die Anforderung der 
weiteren Gerichtskosten. 
 
Zusammen mit der Widerspruchsnachricht wird ein vorberei-
teter Zahlungsvordruck für die weiteren Gerichtskosten über-
sandt, und zwar auch bei vorliegender Einzugsermächtigung 
(siehe hierzu Seite 56). 
 
Muster: folgende Seite. 
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10) Abgabe nach Widerspruch / Einspruch 

 

a) Abgabe 
 
Der Rechtsstreit wird nach Einspruch ohne Kostenzahlung, 
nach Widerspruch auf Antrag des Antragstellers erst dann 
abgegeben, wenn die Gebühr für das Mahnverfahren und der 
”zweite Prozesskostenanteil” vollständig bezahlt sind (§§ 3, 
12 Abs. 1, 3 GKG, Nr. 1210 KV), s.a. Anhang 1. 
 
Beantragt der Antragsteller den Erlass eines Teil-Voll-
streckungsbescheids, wenn der Antragsgegner nur gegen ei-
nen Teil des Anspruchs Widerspruch erhoben hat (siehe hier-
zu auch die Erläuterungen im Vordruck "Antrag auf Erlass ei-
nes Vollstreckungsbescheids"), so erfolgt die Abgabe des 
Rechtsstreits - nach Zahlung sämtlicher Kosten - erst nach 
Erteilung des Vollstreckungsbescheids und Übersendung der 
Ausfertigungen an den Antragsteller. 
 

b) Abgabenachricht 
 
Durch die Abgabenachricht werden die Parteien von der Ab-
gabe des Rechtsstreits an das zuständige Prozessgericht un-
terrichtet. 
 
Die Abgabenachricht enthält das Datum der Abgabe, die Mit-
teilung, ob Widerspruch oder Einspruch erhoben wurde, das 
Eingangsdatum des Widerspruchs bzw. Einspruchs und die 
Bezeichnung des Prozessgerichts, an das der Rechtsstreit 
abgegeben wurde. 
 
Bei einem verspäteten Widerspruch, der als Einspruch zu be-
handeln ist, werden dem Antragsteller außerdem sämtliche 
schriftliche Angaben des Antragsgegners zum Widerspruch 
mitgeteilt. 

 
Muster (Nachricht für den Antragsteller): folgende Seite 
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III. Besondere Verfahrensgestaltungen
 
 
1) Nicht-EDV-Fälle 

 
Im automatisierten Mahnverfahren werden aus Gründen der Ver-
fahrenskontrolle durch den Rechtspfleger oder aus technischen 
und konzeptionellen Gründen einzelne Mahnverfahren von An-
fang an oder im weiteren Verfahrensablauf von der maschinellen 
Bearbeitung ausgenommen. 
 
Diese Verfahren bearbeitet der Rechtspfleger auf herkömmliche 
Weise; Akten werden angelegt. Für diese sogenannten Nicht-
EDV-Fälle (davon zu unterscheiden sind die auf Seite 12, Ziff. 7 
beschriebenen Fälle) sind dieselben Vordrucke wie bei maschi-
neller Bearbeitung vorgeschrieben. Die vom Gericht übersandten 
vorbereiteten Vordrucke für Folgeanträge bzw. für den Wider-
spruch sind mit einer schwarzen Ecke oben rechts gekennzeich-
net, um die Aussonderung beim Rücklauf zu erleichtern. Der 
Geschäftsnummer wird ein "N" angefügt (siehe hierzu Seite 10). 
 
Im Ablauf des Verfahrens besteht kein Unterschied zwischen 
Nicht-EDV-Fällen und EDV-Fällen. 
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2) Kennziffer 

 
Antragsteller und Prozessbevollmächtigte können ihre Bezeich-
nung und Anschrift für Anträge an die Mahnabteilung des Amts-
gerichts durch eine von diesem Gericht zu vergebene Kennziffer 
verschlüsseln lassen, z.B. 07213460. 
 
Im Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids (z.B. Zeile 9 bzw. 
Zeile 47 des Vordrucks) ist dann anstelle der vollständigen 
Bezeichnung des Antragstellers und seiner gesetzlichen 
Vertreter oder des Prozessbevollmächtigten nur diese 
achtstellige Kennziffer ohne jeden weiteren Zusatz anzugeben 
(eine in der Kennziffer enthaltene führende Null kann 
weggelassen werden). Im Mahnbescheid und Voll-
streckungsbescheid sowie in den Anschriften aller vom Gericht 
erstellten Schriftstücke wird die Bezeichnung so ausgeschrieben, 
wie sie dem Antrag auf Kennziffer entspricht. 
 
Im elektronischen Datenaustausch (s. Seite 59) ist die Verwendung 
einer Kennziffer notwendig, nicht jedoch bei Antragstellung über 
online-Mahnantrag (s. Seite 61) . 
 
Die Erteilung einer Kennziffer kann formlos bei dem zuständigen 
Mahngericht beantragt werden. Im Antrag müssen alle sonst im 
Mahnbescheidsantrag anzugebenden Angaben, bei juristischen 
Personen insbesondere Rechtsform und gesetzliche Vertreter, 
angegeben werden. Eine Bankverbindung kann zusätzlich 
angegeben werden. 
 
Mit der Kennziffer können eine Reihe weiterer Möglichkeiten ver-
bunden werden, z.B. die Einzugsermächtigung, eine besondere 
Versandanschrift usw. 
 
Für die Erteilung der Kennziffer entstehen keine Kosten. 
 
Nähere Auskunft zur Vergabe und Zulässigkeit von Kennziffern 
erteilen die jeweils zuständigen Amtsgerichte, s. Anhang 4. 
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3) Einzugsermächtigung für die Gerichtskosten 

 
Der Antragsteller bzw. Prozessbevollmächtigte kann der jeweili-
gen Landesoberkasse/Landesjustizkasse/Gerichtskasse für die 
im automatisierten Mahnverfahren anfallenden Gerichtskosten 
Einzugsermächtigung erteilen. Die Vergabe einer Kennziffer ist 
Voraussetzung für die Durchführung des Kosteneinzugs. Das gilt 
nicht bei Antragstellung über online-Mahnantrag (S. 59); hier 
kann die Abbuchungsermächtigung für den einzelnen Antrag 
unmittelbar erteilt werden. 
 
Der Einzug erfolgt mindestens einmal wöchentlich. Zusätzlich zur 
Kostenrechnung, die für jedes Verfahren erstellt wird, erhält der 
Antragsteller bzw. Prozessbevollmächtigte, der Einzugsermächti-
gung über eine Kennziffer erteilt hat, zum Einzugstermin eine 
sogenannte "Nachweisliste bei Einzug" (siehe Muster Seite 58). 
Diese enthält neben Angaben zur Lastschrift selbst  für sämtliche 
vom Einzug betroffenen Verfahren die Geschäftsnummer des 
Gerichts, das Geschäftszeichen des Antragstellers / Prozessbe-
vollmächtigten (Zeile 51 MB-Antrag) und die eingezogenen 
Kosten. 
 
Wegen des Versands der Kostenrechnung vgl. Seite 29. 
 
Die Einzugsermächtigung umfasst die Gerichtsgebühr und even-
tuelle Zustellungsauslagen für das Mahnverfahren. 
 
Die Einzugsermächtigung umfasst dagegen nicht die Zahlung 
des zweiten Prozesskostenanteils (§ 12 Abs. 3 Satz 3 GKG) im 
Falle des Widerspruchs. Da in der Zahlung dieser Kosten eine 
Prozesshandlung liegen kann, muss diese in der alleinigen Ent-
scheidung des Antragstellers verbleiben. 
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Der Widerspruchsnachricht ist daher stets ein vorbereiteter Zah-
lungsvordruck beigefügt (vgl. Seite 49). 
 
Die Gebühr für das Mahnverfahren wird nach Erlass des Mahn-
bescheids zum nächsten möglichen Termin eingezogen, 
eventuelle Zustellungsauslagen (soweit die Anzahl von 10 
Zustellungen überschritten wird) für den Vollstreckungsbescheid 
nach Erlass des Vollstreckungsbescheids, sonst nach dem 
entsprechenden Auftrag an die Post. 
 
 
Muster ”Nachweisliste bei Einzug”: folgende Seite. 
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4) Elektronischer Datenaustausch ("EDA") 

 
Die automatisierte Bearbeitung der Mahnsachen ermöglicht, An-
träge auf Erlass eines Mahnbescheids und andere Verfahrens-
anträge in einer nur maschinell lesbaren Aufzeichnung einzu-
reichen (§ 690 Abs.  3 ZPO). Mitteilungen des Gerichts können 
in derselben Form erfolgen. Der elektronische Datenaustausch 
(EDA) kommt für Antragsteller und Prozessbevollmächtigte mit 
EDV-Anlagen/PC in Betracht, die Datensätze nach den 
Teilnahmebedingungen der Justiz („Konditionen für den 
elektronischen Datenaustausch im automatisierten gerichtlichen 
Mahnverfahren“) auf Magnetbandkassetten, Disketten oder für 
die Datenfernübertragung (Übermittlung über das Internet) 
erstellen können.  
 
Folgende Anträge an das Amtsgericht sind im EDA möglich: 
 

• Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids 
• Antrag auf Neuzustellung eines Mahnbescheids 
• Antrag auf Erlass eines Vollstreckungsbescheids 
• Antrag auf Neuzustellung eines Vollstreckungsbescheids 
• Monierungsantwort 
• Antrag auf Einzug der Kosten für das streitige Verfahren 

 
Folgende Mitteilungen vom Gericht werden auf Wunsch im EDA 
übermittelt / übersandt: 
 

• Kostenrechnung 
• Zustellungs- bzw. Nichtzustellungsnachricht 
• Monierung 
• Widerspruchsnachricht 
• Abgabenachricht 

 
Voraussetzung ist stets, dass zunächst der Mahn- 
bescheidsantrag im EDA übersandt bzw. übermittelt wird. 
Weitere Anträge und Mitteilungen können nach Bedarf und in 
beliebiger Reihenfolge erfolgen. 
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Die Vorteile des EDA (z.B. Einsparung von Vordruckkosten, 
keine fehleranfällige Ausfüllung von Antragsvordrucken) werden 
inzwischen intensiv genutzt; ca. 75% aller Mahnverfahren 
werden bereits im Wege des EDA beantragt. 
  
Wenn regelmäßig Mahnbescheidsanträge in größerer Zahl 
gestellt werden, sollten nähere Einzelheiten bei den Mahn-
abteilungen der zuständigen Amtsgerichte, s. Anhang 4, erfragt 
werden. Dort können auch die "Konditionen für den elektro-
nischen Datenaustausch“ und eine Übersicht von Software-
herstellern angefordert werden, die Softwareprodukte für die 
EDA-Antragstellung im automatisierten gerichtlichen Mahnver-
fahren anbieten. 
 
Der elektronische Datenaustausch kann in folgenden Formen 
durchgeführt werden (zu den zugelassenen Einreichungsarten 
bei den einzelnen Mahngerichten s. Übersicht Anhang 4, S. 86):  
 
a) Datenträgeraustausch mit  Magnetbandkassetten 

b) Datenträgeraustausch mit Disketten  (zugelassen sind 

Disketten im Format 3,5 Zoll)  

c) Datenübertragung über das Internet ("WEB-DFÜ") per EGVP 
 
Die mit einer Mahnsoftware (Branchensoftware usw.) 
erstellten Datensätze für die möglichen Antragsarten können 
über das Internet und einen dem jeweiligen Mahngericht 
zugeordneten Server übermittelt, die gerichtlichen 
Mitteilungen elektronisch abgeholt werden. An die 
Übermittlung sind besondere Sicherheitserfordernisse 
geknüpft (§ 690 Abs. 3 2. Halbsatz ZPO), z.B. die Ver-
wendung der digitalen Signatur und Verschlüsselungs- 
technologien. Informationen sind über die Hersteller der 
Branchensoftware oder die Mahngerichte (s. Anhang 4) zu 
erhalten. Informationen zum Elektronischen Gerichts- und 
Verwaltungspostfach EGVP sind auch über www.egvp.de 
erhältlich. 
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5) Online-Antragstellung über das Internet 

 
Anträge auf Erlass eines Mahnbescheids können auch mit einem 
interaktiven Antragsformular unmittelbar ins Internet eingegeben 
werden. Hierbei erfolgt bereits eine umfangreiche Plausi-
bilitätsprüfung. Die Antragsdaten können dann entweder auf 
weißes Papier (Umsetzung der Antragsdaten  in einen Barcode-
Ausdruck) gedruckt  oder elektronisch übermittelt werden 
(„Versand per Internet“). Beide Antragsformen erfüllen die 
Anforderungen eines nur maschinell lesbaren Antrags (§ 690 
Abs. 3 ZPO i. d. F. ab 1.12.2008).  
 
Der per Post dem Gericht zu übersendende „Barcode-Antrag“ 
besteht immer aus einem zu unterschreibenden Anschreiben an 
das Gericht, einer Darstellung der Antragsdaten in Klarschrift  
und einem Barcode-Ausdruck, s. dazu Muster (verkleinert) auf 
den Seiten 7 und 8. 
 
Bei einem Antragsversand per Internet sind an die elektronische 
Übermittlung besondere Sicherheitserfordernisse geknüpft 
(§ 690 Abs. 3 2. Halbsatz ZPO), z.B. Verschlüsselung der Daten 
und Verwendung der qualifizierten digitalen Signatur.  
 
Der Zugang zu diesem online-Angebot ist über www.online-
mahnantrag.de, (s. Anhang 6) über die Internetportale der 
Mahngerichte (www.mahngerichte.de) und Landesjustiz- 
verwaltungen / Gerichte (s. Anhang 5) sowie über das 
Justizportal des Bundes und der Länder www.justizportal.de, dort 
unter „Onlinedienste“ und „Mahnverfahren“,  möglich. 
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6) Orts- und Gerichtsdatei / Ermittlung des zuständigen 

Gerichts 
 
Eine Auskunft zur Zuständigkeit ordentlicher Gerichte ist im 
Internet verfügbar. Der Zugang kann über das Justizportal des 
Bundes und der Länder www.justiz.de, dort unter „Orts- / 
Gerichtsverzeichnis“ , über das Internetportal der Mahngerichte 
(www.mahngerichte.de) sowie  z. T. über die Internet-Portale der 
Justizverwaltungen (vgl. Anhang 5) erfolgen. 
 
 
Das Amtsgericht Stuttgart stellt außerdem eine Orts- und 
Gerichtsdatei für Auskunftszwecke als PC-Software auf Diskette 
entgeltlich (50,-- EUR) zur Verfügung. Erwerbern soll damit die 
Möglichkeit gegeben werden, aufgrund von Ortsangaben (PLZ 
und/oder Ort) das zuständige Gericht für das streitige Verfahren 
u.a. Gerichte zu bestimmen und damit insbesondere 
Beanstandungen gerichtlicher Anträge wegen falscher Ge-
richtsangaben zu vermeiden. Die Datei wurde inzwischen in 
großem Umfang von Antragstellern, Prozessbevollmächtigten 
und Verwaltungen erworben. 
 
Die Datei enthält u.a. 
 
• alle Orte Deutschlands mit den dazugehörenden 

Postleitzahlen, 
 
• das für jeden Ort zuständige Amts-, Land- und 

Oberlandesgericht, 
 
• Angaben zu Kammern für Handelssachen, 
 
• Zweigstellen von Amtsgerichten, auswärtige Kammern für 

Handelssachen sowie Familiengerichte, wenn diese bei 
einem vom zuständigen Amtsgericht abweichenden Ort 
eingerichtet sind, 

 
• das für das Mahnverfahren zuständige Gericht, wenn für den 

Ort die maschinelle Bearbeitung zugelassen wurde, 
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• Straßen und die dafür zuständigen Gerichte, wenn für eine 

PLZ/Ortsangabe mehrere Gerichte zuständig sind; es werden 
nur die Straßen für die Alternativgerichte geführt. 

 
 
Die Datei wird als Einzelplatzversion zur Verfügung gestellt und 
zwar auf 3,5“-Disketten (Betriebssystem MS-DOS ab Version 
3.0, notwendig mindestens 5 MB freier Festplattenspeicherplatz 
und 640 KB Hauptspeicher) sowie für MS-Windows (ab Windows 
95) auf Disketten oder CD-ROM. 
 
Die Bezugskonditionen sind beim Amtsgericht Stuttgart  - siehe 
Anhang 4 -  zu erfahren. 
 
Für den Erwerb der Datei ist die schriftliche Bestellung 
erforderlich. 
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 IV.  Ausfüllbeispiele für den Antrag 
auf Erlass eines Mahnbescheids 

 
 

Stichwort: Seite 
  
Andere Nebenforderungen 73/74 
  
Antragsteller / Antragsgegner  
• natürliche Person, Einzelfirma 
• juristische Person u. dgl. (GmbH, KG) 
• Kennziffer, GmbH u. Co.KG 

65/66 
67/68 
69/70 

  
Auslagen/andere Nebenforderungen  des Antragstellers 73/74 
  
Geschäftszeichen des 
Antragstellers/Prozessbevollmächtigten 

79/80 

  
Hauptforderung  
• Katalognummer (Warenlieferung, Miete) 
• Scheck-/Wechselmahnverfahren, Urkundenmahnverfahren 
• Sonstiger Anspruch 
• Anspruch nach Verbr.darlehensvertrag §§ 491-504 BGB 

71/72 
73/74 
71/72 
77/78 

  
Prozessbevollmächtigter/Geschäftszeichen 79/80 
  
Zinsen  
• laufende Zinsen 
• Zinsstaffel 
• vom Antragsteller ausgerechnete Zinsen 

75/76 
75/76 
75/76 
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1. Antragsteller, Antragsgegner 

 
Beachten Sie die Erläuterungen in den Hinweisen zum Vordruck 
für den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheides (Seite 18) zu 
Zeilen 2 - 31. 
 
Beispiel 1 (siehe nebenstehendes Muster) 
 
a) Natürliche Personen - Eheleute - 

siehe Eintragung in den Zeilen 3 - 7 bzw. 17 - 22 
 
• Ehegatten: bei gleichem Namen und gleicher Anschrift genügen zur 

Bezeichnung des anderen Ehegatten in Spalte 2 die Angabe Herr 
bzw. Frau und die Eintragung des Vornamens (s. Spalte 2 
Zeilen 3-4) 

 
Hinweise: 
• Berufsbezeichnung, Geburtsdatum: diese Angaben sollten nur zur 

Vermeidung von Verwechslungen erfolgen. 
• Akademische Titel können dem Vornamen vorangestellt werden 
• Bankverbindung des Antragstellers: Im Vordruck ist dafür kein 

besonderer Raum vorgesehen. Die Eintragung kann aber in Zeile 49 
erfolgen; die Zeilen 46 - 48 dürfen dann nicht ausgefüllt werden. 

 
b) Einzelfirma 

siehe Eintragung in den Zeilen 8 – 11 
 
Einzelkaufleute müssen seit dem 1.4.2003 gem. § 19 Abs. 1 Nr. 1 HGB 
obligatorisch durch einen Rechtsformzusatz „eingetragener Kaufmann“, 
„eingetragene Kauffrau“ oder allgemein verständliche Abkürzungen 
dieser Bezeichnungen, z.B. „e.K.“, „e.Kfm." oder „e.Kfr." in der Firma 
auf ihre Kaufmannseigenschaft hinweisen. Wenn weder Kaufmanns-
eigenschaft noch Handelsregistereintragung vorliegt, ist der Antrag-
steller (bzw. der Antragsgegner) als natürliche Person in Spalte 1/2 des 
Vordrucks (Herr/Frau) einzutragen. 
 
Hinweis:  
Die meisten Mahngerichte beanstanden seit dem 1.4.2003 den fehlen-
den Rechtsformzusatz. 
Wird ein fehlender Rechtsformzusatz nicht beanstandet, ist der Name 
des Inhabers anzugeben, wenn dieser nicht bereits im Firmennamen 
enthalten ist. Inhaber kann nur eine einzelne natürliche Person sein. Da 
der Inhaber kein gesetzlicher Vertreter ist, muss die Eintragung in den 
Zeilen 9 / 10 (s. Beispiel) bzw. 24 erfolgen, nicht in den Zeilen 12-16 
bzw. 27-31. 
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Raum für Vermerke des Gerichts
 Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids  

         - Nicht verwendbar für Rechtsanwälte und registrierte Inkassodienstleister - 
 Zeilen- 
 nummer 

      1 
           Datum des Antrags  

B Bitte beachten Sie die Ausfüllhinweise!  

      2 Antragsteller Bei mehreren Antragstellern: Es wird versichert, dass der in Spalte 1 Bezeichnete  
           bevollmächtigt ist, die weiteren zu vertreten. 

Spalte 1 Spalte 2 Weiterer Antragsteller 
      3 1 1 = Herr 

2 = Frau 2 1 = Herr 
2 = Frau

Vorname Vorname

      4 Franz Marianne 
Nachname Nachname

      5 Muster  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

      6 Hauptstraße 8  
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz

      7 22523 Hamburg     
Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antragsteller  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

      8 3 3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: 
Vollständige Bezeichnung

      9 Herbert Müller e.K., Großhandel 
Fortsetzung von Zeile 9 

    10 Inh. Georg Schäfer 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz

    11 Werftstraße 17 22523 Hamburg  
 Gesetzlicher Vertreter Gesetzlicher Vertreter (auch weiterer) 
    12   Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 

Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund) Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund)

    13   
Vor- und Nachname Vor- und Nachname

    14   
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    15   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz

    16       

    17 Antragsgegner X Antragsgegner sind Gesamtschuldner 

Spalte 1 Spalte 2 Weiterer Antragsgegner 
    18 1 1 = Herr 

2 = Frau 1 1 = Herr 
2 = Frau

Vorname Vorname

    19 Josef Harald 
Nachname Nachname

    20 Kunst Schönle 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    21 Ringstraße 4 Wassergraben 14 
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz

    22 70180 Stuttgart  71229 Leonberg  
Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antraggegner  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

    23  3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: 
Vollständige Bezeichnung

    24  
Fortsetzung von Zeile 9 

    25  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz

    26     
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Beispiel 2 (siehe nebenstehendes Muster) 
 
a) Juristische Personen - GmbH - 

siehe Eintragung in den Zeilen 8 - 14 
 
In der Zeile 8 (23) muss die Rechtsform angeben werden; es 
sollten dafür die gebräuchlichen Abkürzungen verwendet 
werden. Die Angabe ersetzt nicht den evtl. Zusatz in der 
Firmenbezeichnung. In der Zeile 12 (27) ist die 
Spaltenangabe ”3” notwendig, um die Zugehörigkeit des 
gesetzlichen Vertreters zum Antragsteller (Antragsgegner) zu 
kennzeichnen. 
 

b) Juristische Person - KG 
siehe Eintragung in den Zeilen 23 - 29 
 
Als Antragsgegner werden im Beispiel die KG sowie die 
Komplementäre in Anspruch genommen (= 3 
Antragsgegner). Die Komplementäre sind als Antragsgegner 
in den Spalten 1 und 2 vollständig und als gesetzliche 
Vertreter der KG in den Zeilen 27 - 29 zu bezeichnen. 
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Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antragsteller  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

      8  3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: GmbH
Vollständige Bezeichnung

      9 ESW Eisenwerke GmbH 
Fortsetzung von Zeile 9 

    10  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    11 Kanalstraße 43-47 71088 Holzgerlingen  
 Gesetzlicher Vertreter Gesetzlicher Vertreter (auch weiterer) 
    12 3  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 3 Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 

Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund) Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund)

    13 Geschäftsführer Geschäftsführer 
Vor- und Nachname Vor- und Nachname

    14 Peter Knoll Walter Hammer 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    15   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    16       

    17 Antragsgegner X Antragsgegner sind Gesamtschuldner 

Spalte 1 Spalte 2 Weiterer Antragsgegner 
    18 1 1 = Herr 

2 = Frau 2 1 = Herr 
2 = Frau

Vorname Vorname

    19 Franz Gisela 
Nachname Nachname

    20 Schuster Bauer 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    21 Goethestraße 5 Schillerstraße 17 
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    22 75015 Bretten  75015 Bretten  
Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antraggegner  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

    23  3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: KG
Vollständige Bezeichnung

    24 Schuster und Bauer KG 
Fortsetzung von Zeile 9 

    25  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    26 Industriestraße 81 76646 Bruchsal  
 Gesetzlicher Vertreter Gesetzlicher Vertreter (auch weiterer) 
    27 3  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 3 Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 

Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund) Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund)

    28 Komplementär Komplementär 
Vor- und Nachname Vor- und Nachname

    29 Franz Schuster Gisela Bauer 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    30   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    31       
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Beispiel 3   (siehe nebenstehendes Muster) 
 
a) Kennziffer für Antragsteller 

siehe Eintragung in der Zeile 9 
 
Die Kennziffer ist immer in Zeile 9 einzutragen. Alle übrigen 
Angaben in den Zeilen 8 (Anrede und Rechtsform) und in den 
Zeilen 10 bis 16 müssen unterbleiben. 
Ist unter der Antragsteller-Kennziffer auch die Kennziffer für 
den Prozessbevollmächtigten verschlüsselt, so darf die 
Kennziffer für den Prozessbevollmächtigten nicht mehr in 
Zeile 47 eingetragen werden. 

 
b) Juristische Person - GmbH & Co.KG - 

siehe Eintragung in den Zeilen 18 - 29 
 
Beachten Sie die Hinweise zum Vordruck MB-Antrag ”Nur für 
GmbH u. Co.KG u.ä.:” 
• In den Zeilen 23 (8) ist die besondere Schlüsselzahl ”4” 

anzugeben; die Angabe der Rechtsform für die GmbH & 
Co.KG erübrigt sich. 

• Die GmbH als Komplementärin ist in den Spalten 1 oder 2 
anzugeben; der Anredeschlüssel Zeile 18 (3) bleibt frei. 
Der gesetzliche Vertreter der GmbH (Geschäftsführer) ist 
in den Zeilen 27 bis 29 (12 bis 14) einzutragen. In der Zeile 
27 (12) ist die Nummer der Spalte der GmbH anzugeben. 

• Ähnliche Rechtsformen: Bei einer AG u. Co.KG, OHG u. 
Co.KG usw. erfolgen die Eintragungen in gleicher Weise; in 
den Zeilen 23 (8) muss jedoch die entsprechende 
Rechtsform angegeben werden. 

 
Hinweis: 
Die falsche Eintragung einer GmbH & Co.KG und die fehlende 
GmbH sind häufige Fehler. 
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      2 Antragsteller Bei mehreren Antragstellern: Es wird versichert, dass der in Spalte 1 Bezeichnete  

           bevollmächtigt ist, die weiteren zu vertreten. 

Spalte 1 Spalte 2 Weiterer Antragsteller 
      3  1 = Herr 

2 = Frau 
1 = Herr 
2 = Frau

Vorname Vorname

      4   
Nachname Nachname

      5   
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

      6   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

      7       
Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antragsteller  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

      8  3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: 
Vollständige Bezeichnung

      9 07123456 
Fortsetzung von Zeile 9 

    10  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    11     
 Gesetzlicher Vertreter Gesetzlicher Vertreter (auch weiterer) 
    12   Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 

Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund) Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund)

    13   
Vor- und Nachname Vor- und Nachname

    14   
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    15   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    16       

    17 Antragsgegner  Antragsgegner sind Gesamtschuldner 

 Spalte 1 Spalte 2 Weiterer Antragsgegner 
    18  1 = Herr 

2 = Frau 
1 = Herr 
2 = Frau

Vorname Vorname

    19 Reder Bau GmbH  
Nachname Nachname

    20   
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    21   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    22       
Spalte 3 Nur Firma, Juristische Person u. dgl. als Antraggegner  Rechtsform, z.B. GmbH, AG OHG, KG 

    23 4 3 = nur Einzelfima  4 = nur GmbH & Co KG  sonst Rechtsform: 
Vollständige Bezeichnung

    24 Reder Bau GmbH & Co. KG 
Fortsetzung von Zeile 9 

    25  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    26 Körschstraße 2 76149 Karlsruhe  
 Gesetzlicher Vertreter Gesetzlicher Vertreter (auch weiterer) 
    27 1  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist  Nr. der Spalte, in der der Vertretene bezeichnet ist 

Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund) Stellung (z.B. Geschäftsführer, Vater, Mutter, Vormund)

    28 Geschäftsführer  
Vor- und Nachname Vor- und Nachname

    29 Emil Schade  
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! –  Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – 

    30   
Postleitzahl Ort Ausl.Kz. Postleitzahl Ort Ausl.Kz.

    31       
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2. Bezeichnung des Anspruchs 

 
Beachten Sie die Erläuterungen in den Hinweisen zum Vordruck 
MB-Antrag unter ”Hauptforderung (Zeilen 32 - 39)”. 
 
Beispiel 4 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 32, 33) 
 
Hauptforderung (Katalog-Nr.) (Warenlieferung) 
 
Zur Bezeichnung der Hauptforderung ist aus dem Haupt-
forderungs-Katalog (siehe Seite 18 Rückseite und Anhang 2) die 
zutreffende Katalognummer in die erste Spalte der Zeile 32 (33, 
34) einzutragen. Bei mehr als drei Hauptforderungen muss ein 
Ergänzungsblatt (siehe Seite 20) benutzt werden. 
Hinweis: Ein falsch eingetragenes oder fehlendes Fälligkeitsdatum ist 
ein häufiger Fehler. 
 
Beispiel 5 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 32-35) 

 
Hauptforderung (Katalog-Nr.) (Miete/Mietnebenkosten) 
 
Bei der Miete für Wohnraum / Geschäftsraum (Katalognummern 
19 / 17), bei Mietnebenkosten (Nr. 20) und bei Wohngeld- / 
Hausgeldansprüchen (Nr. 90) ist die mit Postleitzahl und Ort 
bezeichnete Wohnung in der Zeile 35 anzugeben. 
Hinweis: Die fehlende Zusatzangabe in Zeile 35 ist ein häufiger 
Fehler. 
 
Beispiel 6 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 36, 37)
 
Sonstiger Anspruch 
Die Bezeichnung des Anspruchs in den Zeilen 36, 37 soll nur er-
folgen, wenn der Hauptforderungs-Katalog (siehe Anhang 2) 
nicht ausreicht. Im dargestellten Beispiel wird gegen einen An-
tragsgegner aus Darlehen, gegen einen weiteren Antragsgegner 
aus Bürgschaft vorgegangen. 
Hinweis: Ein fehlendes Datum (Fälligkeits-, Anspruchsdatum) in der 
Bezeichnung des sonstigen Anspruchs ist ein häufiger Fehler. 
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Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32 43 Rechnungen 02/813-819 14.02.08 17.03.08 3.500,00  

      33 43 Rechnung-Rest 02/856 30.03.08  97,00  

      34        
Postleitzahl Ort als Zusatz bei Katalog-Nr. 17, 19, 20, 90 Ausl.Kz. Vertragsart als Zusatz bei Katalog-Nr. 28 

      35     - Vertrag 
 

 
 
 
 
 
 

Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32 19 Mietvertrag  01.10.07 30.11.07 1.630,10  

      33 20 Zahlg.-Aufforderung  16.12.07  1.500,00  

      34        
Postleitzahl Ort als Zusatz bei Katalog-Nr. 17, 19, 20, 90 Ausl.Kz. Vertragsart als Zusatz bei Katalog-Nr. 28 

      35 44532 Dortmund   - Vertrag 
 

 
 
 
 
 

Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32        

      33        

      34        
Postleitzahl Ort als Zusatz bei Katalog-Nr. 17, 19, 20, 90 Ausl.Kz. Vertragsart als Zusatz bei Katalog-Nr. 28 

      35     - Vertrag 
 

 Sonstiger Anspruch – nur ausfüllen, wenn im Katalog nicht vorhanden – mit Vertrags-/Lieferdatum/Zeitraum vom ... bis ... 

      36  Darlehen gem. Vertrag vom 11.10.2007 hins. Karl Müller, Bürgschaft  
Fortsetzung von Zeile 36 vom bis Betrag EUR 

      37  hins. Egon Müller gem. Vertrag 18.10.2007  10.000,00  
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3. Scheck-/Wechsel-/Urkundenmahnverfahren 

 
Beispiel 7 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 32, 36) 
 
Scheckmahnverfahren 
Bei der Geltendmachung eines Anspruchs aus einem Scheck im 
Scheckmahnverfahren wird aufgrund der Angabe der beson-
deren Verfahrensart in Zeile 36 ein Scheckmahnbescheid 
(ebenso Wechselmahnbescheid) erlassen. Fehlt die Eintragung 
in Zeile 36, wird bei Angabe der Katalognummer 30 ein 
”normaler” Mahnbescheid erlassen. 
 
Beispiel 8 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 36, 37) 
 
Urkundenmahnverfahren 
Im Antrag auf Erlass eines Urkundenmahnbescheids ist die 
komplette Bezeichnung des Anspruchs in Zeilen 36 und 37 ein-
zutragen. Als erstes ist das Wort ”Urkundenmahnverfahren” an-
zugeben. Daran anschließend sind die Urkunde sowie die 
Hauptforderung mit Datum und Betrag zu bezeichnen. In Zeilen 
32 bis 34 darf keine weitere Eintragung erfolgen. Der Mahn-
bescheid wird als Urkundenmahnbescheid erlassen. 
 

4. Auslagen und andere Nebenforderungen 
 
Beispiel 9 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 43, 44) 
 
§ 690 Abs. 1 Nr. 3 ZPO regelt: Haupt- und Nebenforderungen 
sind gesondert und einzeln zu bezeichnen. Die anderen Neben-
forderungen sind daher nach ihrer Art aufgeschlüsselt. 
Auskünfte sind z.B. Kosten für die Einwohnermeldeamtsanfrage, 
Handelsregisterauskunft, Gewerberegisterauskunft u.ä. 
Die Gerichts- und Prozessvertreterkosten werden vom Amtsge-
richt errechnet und in den Mahnbescheid aufgenommen; diese 
Kosten dürfen hier nicht eingetragen werden. 
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Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32   30   679 451  08.10.08  585,70  

      33        

      34        
Postleitzahl Ort als Zusatz bei Katalog-Nr. 17, 19, 20, 90 Ausl.Kz. Vertragsart als Zusatz bei Katalog-Nr. 28 

      35     - Vertrag 
 

 Sonstiger Anspruch – nur ausfüllen, wenn im Katalog nicht vorhanden – mit Vertrags-/Lieferdatum/Zeitraum vom ... bis ... 

      36  Scheckmahnverfahren  
Fortsetzung von Zeile 36 vom bis Betrag EUR 

      37      

 
 
 
 
 

Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
Zeilen-
Nummer 
 

      32        

      33        

      34        
Postleitzahl Ort als Zusatz bei Katalog-Nr. 17, 19, 20, 90 Ausl.Kz. Vertragsart als Zusatz bei Katalog-Nr. 28 

      35     - Vertrag 
 

 Sonstiger Anspruch – nur ausfüllen, wenn im Katalog nicht vorhanden – mit Vertrags-/Lieferdatum/Zeitraum vom ... bis ... 

      36  Urkundenmahnverfahren Notarieller Kaufvertrag vom 12.08.2007, Urkundenrolle  
Fortsetzung von Zeile 36 vom bis Betrag EUR 

      37  329/07 Notar Hahn, Mayen   25.000,00  

 
 
 
 
 
 IIb. Ausgerechnete Zinsen  III. Auslagen des Antragstellers für dieses Verfahren 
 Gemäß dem Antragsgegner mitgeteilter Berechnung für die Zeit 

 vom bis Betrag EUR 
Vordruck/Porto 
Betrag EUR 

Sonstige Auslagen 
Betrag EUR Bezeichnung 

      43      1,80   
 IV. Andere Nebenforderungen   
 Mahnkosten Auskünfte Bankrücklastkosten Inkassokosten 

Anwaltsvergütung
für vorgerichtl.. 
Tätigkeit Sonstige Nebenforderung 

 Betrag EUR Betrag EUR Betrag EUR Betrag EUR Betrag EUR Betrag EUR Bezeichnung 

      44   4,00   7,00      
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5. Zinsen 

 
Beachten Sie die Erläuterungen in den Hinweisen zum Vordruck 
MB-Antrag zu ”Laufende Zinsen” und ”Ausgerechnete Zinsen” 
 
Beispiel 10 - laufende Zinsen - (Zeilen 32, 33, 40, 41) 
 
Bei der Geltendmachung von Zinsen ist die Zeilennummer (32, 
33, 34 oder 36) der Hauptforderung, für die Zinsen gefordert 
werden, in der ersten Spalte der Zeilen 40 bis 42 einzutragen. Es 
kann entweder ein (bestimmter) ”Zinssatz %” oder ”% -Punkte 
über Basiszinssatz” verlangt werden (bei einem Anspruch aus 
Scheck oder Wechsel höchstens 2 % über dem Basiszinssatz). 
 
Beispiel 11 - laufende Zinsen: Zinsstaffel - (Zeilen 40-42) 
 
Wenn für eine Hauptforderung oder einen Teil davon 
unterschiedliche Zinssätze geltend gemacht werden sollen, ist 
für jeden Zinssatz die Zeilennummer der betreffenden 
Hauptforderung zu wiederholen. 
Die Datumsangaben dürfen sich nicht überschneiden. Werden 
mehr als 3 Zinszeilen benötigt, ist ein Ergänzungsblatt (siehe 
Seite 20) erforderlich. 
 
Beispiel 12 - Ausgerechnete Zinsen - (Zeile 43) 
 
In der Zeile 43 des Antragsvordrucks können Zinsen auch für 
verschiedene Zeiträume, verschiedene Hauptforderungen und 
unterschiedliche Zinssätze ausgerechnet werden. 
 
Bei der Berechnung ist zu beachten, dass sich die 
Datumsangaben der laufenden Zinsen (Zeilen 40 bis 42) nicht 
mit denen der ausgerechneten Zinsen überschneiden dürfen. 
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Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. Zeitraum (TT.MM.JJ) Katalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32  43 Rechnungen 082/813-819 14.02.08 17.03.08 3.500,00  

      33  43 Rechnungs-Rest 08/856 30.03.08  97,00  

      34        
 

 
 IIa. Laufende Zinsen 

 Zeilen-Nr der 
Hauptforderung Zinssatz % 

oder %-Punkte über
Basiszinssatz 

1 = jährl. 
2 = mtl. 
3 = tägl. 

Betrag EUR nur angeben, 
wenn abweichend vom 
Hauptforderungsbetrag. 

Ab Zustellung des Mahnbescheids, 
wenn kein Datum angegeben. 
ab oder vom                  bis 

 
 

      40 32  5  1   18.04.08   
    

      41 33  5  1   01.05.08   
    

      42           
 
 
 
 
 IIa. Laufende Zinsen 

 Zeilen-Nr der 
Hauptforderung Zinssatz % 

oder %-Punkte über
Basiszinssatz 

1 = jährl. 
2 = mtl. 
3 = tägl. 

Betrag EUR nur angeben, 
wenn abweichend vom 
Hauptforderungsbetrag. 

Ab Zustellung des Mahnbescheids, 
wenn kein Datum angegeben. 
ab oder vom                  bis 

 
 

      40  32   12,5   1    18.03.08  31.03.08  
    

      41  32   12,0   1    01.04.08  15.05.08  
    

      42  32   11,5   1     16.05.08   
 
 
 
 
 
 IIa. Laufende Zinsen 

 Zeilen-Nr der 
Hauptforderung Zinssatz % 

oder %-Punkte über
Basiszinssatz 

1 = jährl. 
2 = mtl. 
3 = tägl. 

Betrag EUR nur angeben, 
wenn abweichend vom 
Hauptforderungsbetrag. 

Ab Zustellung des Mahnbescheids, 
wenn kein Datum angegeben. 
ab oder vom                  bis 

 
 

      40  32   11,0    1    25.05.08   
    

      41           
    

      42           
 IIb. Ausgerechnete Zinsen  III. Auslagen des Antragstellers für dieses Verfahren 
 Gemäß dem Antragsgegner mitgeteilter Berechnung für die Zeit 

 vom bis Betrag EUR 
Vordruck/Porto 
Betrag EUR 

Sonstige Auslagen 
Betrag EUR Bezeichnung 

      43  08.03.08  24.05.08  11,85    
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6. Anspruch aus Verbraucherdarlehensvertrag (§§ 491  
     bis 504 BGB  (Zeile 50) 

 
Beispiel 13 (siehe nebenstehendes Muster) 

 
In der Zeile 50 muss sich der Kreditgeber - bei abgetretenem 
Anspruch ggf. der Zessionar - erklären. Einzutragen sind die 
Zeilennummer der Hauptforderung, der nach §§ 492, 502 BGB  
anzugebende effektive oder anfängliche effektive Jahreszins und 
das Datum des Vertrages. Bei Forderungen aus 
Leasing/Mietkauf (Katalognummer 15) sind - im Falle des 
Vorliegens der Voraussetzungen für die Anwendung der 
§§ 491 ff. BGB - nur die Zeilennummer der Hauptforderung und 
das Datum des Vertrages anzugeben. Im Falle eines 
Überziehungskredites im Sinne von § 493 BGB (Katalognummer 
36) genügt die Angabe der Zeilennummer der Hauptforderung. 
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Bezeichnung des Anspruchs 
I. Hauptforderung – siehe Katalog in den Hinweisen –  

Datum bzw. ZeitraumKatalog- 
Nr. 

Rechnung/Aufstellung/Vertrag 
oder ähnliche Bezeichnung 

Nr. der Rechng./des Kontos u. dgl.
vom bis

Betrag EUR 
   Zeilen-
Nummer 
 
      32  4  Schreiben  876-411  10.10.03   10.000,00  

      33        

      34        

 
 IIa. Laufende Zinsen 
 Zeilen-Nr der 

Hauptforderung Zinssatz % 
oder % über 
Basiszinssatz 

1 = jährl. 
2 = mtl. 
3 = tägl. 

Betrag EUR nur angeben, 
wenn abweichend vom 
Hauptforderungsbetrag. 

Ab Zustellung des Mahnbescheids, 
wenn kein Datum angegeben. 
ab oder vom                  bis 

 
 

      40  32  5  1    11.11.03   
    

      41  32 4   1          500,00  11.11.03   
    

      42           
 IIb. Ausgerechnete Zinsen  III. Auslagen des Antragstellers für dieses Verfahren 
 Gemäß dem Antragsgegner mitgeteilter Berechnung für die Zeit 

 vom bis Betrag EUR 
Vordruck/Porto 
Betrag EUR 

Sonstige Auslagen 
Betrag EUR Bezeichnung 

      43  09.03.03  10.11.03            500,00    
 
 Von Kreditgebern (auch Zessionar) zusätzlich zu machende Angaben bei Anspruch aus Vertrag, für den das Verbraucherkreditgesetz oder die §§ 491 bis 504 BGB gelten:

 Zeilen-Nr der 
Hauptforderung Vertragsdatum Effektiver  

Jahreszins  
Zeilen-Nr der
Hauptforderung Vertragsdatum Effektiver 

Jahreszins  
Zeilen-Nr der 
Hauptforderung Vertragsdatum Effektiver 

Jahreszins

     50 32 01.02.01 11,25         
 
 
 

Darstellung im Mahnbescheid 
 
I.  HAUPTFORDERUNG: 
    Darlehensrückzahlung 
    gem. SCHREIBEN - 876-411 vom 10.10.03       ****10.000,00 EUR 
         Anspruch aus Vertrag vom 01.02.01, für 
         den das VerbrKrG / die §§ 491-504 BGB gelten; 
         effektiver/anfänglich eff. Jahreszins 
         11,250 % 
 
II. KOSTEN WIE NEBENSTEHEND:                    ********98,00 EUR 
 
III.ZINSEN: 
 
    vom Antragsteller ausgerechnete Zinsen: 
    vom 09.03.03 bis 10.11.03                   *******500,00 EUR 
                                               ------------------ 
                            SUMME:             *****10.598,00 EUR 
 
    hinzu kommen laufende Zinsen: 
    Jahreszinsen von *5,000 Prozentpunkten     
    über dem jeweils gültigen Basiszinssatz aus 
    ****10.000,00 EUR seit dem 11.11.03 
    sowie Verzugsentschädigung für Zinsen 
    *4,000 % Jahreszinsen aus *******500,00 EUR 
    seit dem 11.11.03.
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7. Prozessbevollmächtigter/Geschäftszeichen 
 
Beispiel 14 (siehe nebenstehendes Muster Zeilen 46-49, 51) 
 
 

Hinweis: Seit dem 1.12.2008 dürfen Rechtsanwälte und 
registrierte Inkassodienstleister Anträge auf Erlass eines 
Mahnbescheids in nur maschinell lesbarer Form stellen. 

 
• Die Mehrwertsteuer auf die Gebühr und die Auslagen wird nur 

noch dann berechnet und in den Mahnbescheid (Vollstre-
ckungsbescheid) aufgenommen, wenn in Zeile 46 die 
Erklärung angekreuzt ist, dass der Antragsteller nicht zum 
Vorsteuerabzug berechtigt ist. 
 
Die Angabe einer Kennziffer ist möglich (Zeile 47), s. Beispiel 
unten. 

 
• Bankverbindung (Zeile 49): 

Es kann alternativ Bankleitzahl und Kontonummer oder  
vollständige IBAN- und BIC-Nummer angegeben werden. Bei 
Auslandsbezug sollten unbedingt IBAN und BIC angegeben 
werden.  
 

• Geschäftszeichen: 
In Zeile 51 des Antrags kann der Antragsteller/Prozess-
bevollmächtigte sein eigenes Geschäftszeichen eintragen. Es 
stehen hierfür 35 Schreibstellen zur Verfügung. Das 
Geschäftszeichen wird auf allen Schriftstücken des Gerichts 
angegeben und auch dem Antragsgegner mitgeteilt. 

 
 Prozessbevollmächtiger des Antragstellers Ordnungsgemäße Bevollmächtigung versichere ich. 

    Betrag EUR  

 46   
3 = Rechtsbeistand 
4 = Herr, Frau 
9 = Verbraucherzentrale, -verband  

Bei Rechtsbeistand: 
Anstelle der Auslagenpauschale (Nr. 7002 VV RVG) 
werden die nebenstehenden Auslagen verlangt, 
deren Richtigkeit versichert wird. 

   
Der Antragsteller ist 
nicht zum Vorsteuer- 
abzug berechtigt. 

Vor- und Nachname 

47    07512345 
Straße, Hausnummer – bitte kein Postfach! – Postleitzahl Ort Ausl.Kz

48     
IBAN oder: Bankleitzahl Konto-Nr.  BIC (Bank Identifier Code) 

49       
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Anhang 1 
 

Gebührentabelle für Gerichtskosten, § 34 GKG 
Stand: 01.07.2006 

 
Streitwert  

bis... 
volle  

Gebühr 
½ * 

 Gebühr 
Streitwert 

 bis... 
volle  

Gebühr 
1/2 

 Gebühr 
 300,00 €   25,00 €  * 23,00 €    40.000,00 €   398,00 €  199,00 €
 600,00 €   35,00 €  * 23,00 €    45.000,00 €   427,00 €  213,50 €
 900,00 €   45,00 €  * 23,00 €    50.000,00 €   456,00 €  228,00 €

  1.200,00 €   55,00 €   27,50 €    65.000,00 €   556,00 €  278,00 €
  1.500,00 €   65,00 €   32,50 €    80.000,00 €   656,00 €  328,00 €
  2.000,00 €   73,00 €   36,50 €    95.000,00 €   756,00 €  378,00 €
  2.500,00 €   81,00 €   40,50 €  110.000,00 €   856,00 €  428,00 €
  3.000,00 €   89,00 €   44,50 €  125.000,00 €   956,00 €  478,00 €
  3.500,00 €   97,00 €   48,50 €  140.000,00 €   1.056,00 €    528,00 € 
  4.000,00 €    105,00 €   52,50 €  155.000,00 €   1.156,00 €    578,00 € 
  4.500,00 €    113,00 €   56,50 €  170.000,00 €   1.256,00 €    628,00 € 
  5.000,00 €    121,00 €   60,50 €  185.000,00 €   1.356,00 €    678,00 € 
  6.000,00 €    136,00 €   68,00 €  200.000,00 €   1.456,00 €    728,00 € 
  7.000,00 €    151,00 €   75,50 € 230.000,00 € 1.606,00 €   803,00 € 
  8.000,00 €    166,00 €   83,00 €  260.000,00 € 1.756.00 €   878,00 € 
  9.000,00 €    181,00 €   90,50 €  290.000,00 € 1.906,00 €   953,00 € 
10.000,00 €    196,00 €   98,00 €  320.000,00 € 2.056,00 €   1.028,00 € 
13.000,00 €    219,00 €    109,50 €  350.000,00 € 2.206,00 € 1.103,00 € 
16.000,00 €    242,00 €    121,00 € 380.000,00 € 2.356,00 €   1.178,00 € 

   19.000,00 €    265,00 €    132,50 € 410.000,00 € 2.506,00 €   1.253,00 € 
   22.000,00 €    288,00 €    144,00 € 440.000,00 € 2.656,00 €  1.328,00 € 
   25.000,00 €    311,00 €    155,50 € 470.000,00 € 2.806,00 €  1.403,00 € 
   30.000,00 €    340,00 €    170,00 € 500.000,00 € 2.956,00 €  1.478,00 € 
   35.000,00 €    369,00 €    184,50 €  
 
Bei Streitwerten über 500.000,-- EUR erhöht sich die volle Gebühr für jeden 
angefangenen Betrag von weiteren 50.000,-- EUR um 150,-- EUR, die 
1/2 Gebühr um 75,-- EUR. Der Streitwert beträgt im Regelfall höchstens 30 Mio. 
EUR (§ 29 Abs. 2 GKG).  
 

* Für das Verfahren über den Antrag auf Erlass eines Mahnbescheids wird 
eine halbe Gebühr erhoben; gem. Nr. 1110 KV GKG beträgt die 
Mindestgebühr für das Mahnverfahren seit dem 1.7.2006 23,00 EUR. 
 
 

Die Gebühr für das Prozessverfahren (streitiges Verfahren) beträgt 
3,0 der obengenannten vollen Gebühr; die Gebühr des Mahnver-
fahrens wird dem Streitwert entsprechend angerechnet. 
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Anhang 2 
 

Erweiterter Hauptforderungs-Katalog 
Die Hinweise in Klammern bitte unbedingt beachten. 

 
 
Bezeichnung Kata- 

log-Nr. 
Bezeichnung Kata- 

log-Nr. 
  
Anzeigen in Zeitungen u. a.  1 Rechtsanwalts-/Rechtsbeistandshonorar 24
Ärztliche oder zahnärztliche Leistung 2 Reisevertrag 75
  Rentenrückstände 25
Beiträge zur privaten Pflegeversicherung  95 Reparaturleistung 26

(Zuständigkeit des Sozialgerichts für das  Rückgriff aus Bürgschaft oder Garantie 80
streitige Verfahren)  Rückgriff aus Versicherungsvertrag wegen Unfall/Vorfall  27

Bürgschaft  (siehe auch Rückgriff aus Bürgschaft /Garantie) 3 Rückzahlung aus grundpfandrechtlich gesichertem Kredit- 72
    Vertrag/gleichgestelltem Darlehen nach Bausparkassenges. 
Darlehensrückzahlung 4  
Dienstleistungsvertrag 5 Schadenersatz aus               - Vertrag 28

(Keine Ansprüche aus Arbeitsvertrag -  (Die Vertragsart ist im Vordruck Zeile 35 
Zuständigkeit des Arbeitsgerichts)  zweite Hälfte einzutragen.) 

  Schadenersatz aus Unfall/Vorfall 29
Entschädigung des Sortenschutzinhabers für Nachbau  81 Scheck/Wechsel  30
  (Fügen Sie bitte keine Scheck-/Wechselabschrift bei) 
Frachtkosten 6 Scheck-/Wechselprovision (1/3%) 31
  Scheck-/Wechselunkosten - Spesen/Protest - 32
Geschäftsbesorgung durch Selbständige 7 Schuldanerkenntnis 33

(z. B. Rechtsanwälte, Steuerberater)  Speditionskosten 34
   

Handelsvertreterprovision (Rückzahlung) 54 Telekommunikationsleistungen  76
Handwerkerleistung  8 Tierärztliche Leistung  78
Hausgeld (siehe Wohngeld)  Tilgungs-/Zinsraten 35
Heimunterbringung  9  
Hotelkosten (z. B. Übernachtung, Verzehr, Getränke) 10 Überziehung des Bankkontos  36
  (Konto-Nr. in Zeile 32 - 34 in der 3. Spalte angeben) 
Inkassogelder (kassierte und nicht abgeführte) 55 Ungerechtfertigte Bereicherung  37
  Unterhaltsrückstände 38
Kaufvertrag 11 Urheberrechtl. geschützte Werke 56
Kindertagesstättenbeitrag (Zeitraum von - bis angeben) 70 (unerlaubte Nutzung) 
Kontokorrentabrechnung 12 Urheberrecht: gesetzl. Vergütungsanspruch § 27 UrhG 57
Krankenhauskosten - Pflege/Behandlung - 13 Urheberrechtl. Nutzungsrechte 58

(siehe auch Wahlleistung)  (fällige Pauschale aus Vertrag) 
Krankentransportkosten 77  
Kreditkartenvertrag 74 Vergleich, außergerichtlicher  39
Kreditvertrag - Rückzahlung aus … (siehe Rückzahlung aus )  Vermittlungs-/Maklerprovision  40

  (nicht aus Ehemaklervertrag)  
Lagerkosten 14 Verpflegungskosten  79
Leasing/Mietkauf 15 Versicherungsprämie/-beitrag (ohne Beiträge zur 41
Lehrgangs-/Unterrichtskosten 16 privaten Pflegeversicherung, vgl. Nr. 95) 
  Versorgungsleistung - Strom, Wasser, Gas, Wärme - 42
Maklerprovision (siehe Vermittlungsprovision)  (Abn./Zähler-Nr. in Zeile 32 - 34 der 3. Spalte eintragen.) 
Miete für Geschäftsraum einschl. Nebenkosten  17 Versorgungsleistung gem. (Angabe) 60

(PLZ und Ort des Geschäftsraumes sind im Vordruck   Verzugsschaden (nicht anrechenbare Rechtsanwalts- 71
in Zeile 35 einzutragen).      kosten aus vorgerichtlicher Tätigkeit)  

Miete für Kraftfahrzeug 18 Verzugszinsen (siehe Zinsrückstände) 
Miete für Wohnraum einschl. Nebenkosten  19  

(PLZ und Ort der Wohnung sind im Vordruck Zeile 35  Wahlleistungen bei stationärer Behandlung  61
einzutragen. Wollen Sie die Nebenkosten getrennt   (Art der Wahll. in Zeile 32-34 in der 2. Spalte eintragen.) 
geltend machen, siehe Katalog-Nr. 20.)  Warenlieferung-en  43

Mietnebenkosten - auch Renovierungskosten - 20 Wechsel (siehe Scheck) 
(nur für Wohnraum; falls keine Miete geltend  Werkvertrag/Werklieferungsvertrag 44
gemacht wird, sind PLZ und Ort der Wohnung im   Wohngeld/Hausgeld für Wohnungseigentümer- 90
Vordruck Zeile 35 einzutragen  gemeinschaft (PLZ und Ort des Wohnungseigentums  

Miete (sonstige) 21 sind im Vordruck in Zeile 35 einzutragen.) 
Mitgliedsbeitrag 22  
  Zahnärztliche Leistung (siehe Ärztliche L.) 
Pacht  23 Zeitungs-/Zeitschriftenbezug 45
Provision (siehe Handelsvertreterprovision/  Zinsrückstände/Verzugszinsen  46

Vermittlungsprovision)  (Gilt nur für Zinsen, bei denen die zugrundeliegende 
Pflegeversicherung - siehe Beiträge zur privaten  Forderung nicht gleichzeitig geltend gemacht  

Pflegeversicherung  wird. Zinsen in diesen Fällen nicht in Zeile 40 - 43  
  bezeichnen.) 
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Anhang 3 
Verfahrensablauf maschinelles Mahnverfahren (vereinfachte Darstellung) 

 
  Antrag auf Erlass eines (Vordruck, Bandkassette,  
  Mahnbescheids Diskette, Datenfernübertragung) 

     
     
    (bei Fehlern) 

    Monierungsschreiben mit  
    vorbereiteter Antwort 
     
  (wenn keine Antragsfehler)   
  Erlass Mahnbescheid   
     
     
     
  Mahnbescheid mit   
  Widerspruchsvordruck   
     
     
     
     
  zur Zustellung mit   Kostenrechnung an  
  Postzustellungsurkunde  Antragsteller 
     
     
     
    (wenn nicht zugestellt) 

Widerspruch  Zustellungsnachricht mit  Nichtzustellungsnachricht  mit 
  Antrag auf Erlass eines  Neuzustellungsantrag 
  Vollstreckungsbescheids  Mahnbescheid 
     
     

Widerspruchsnachricht    (bei Fehlern) 
an Antragsteller    Monierungsschreiben mit 
    vorbereiteter Anwort 
  (wenn kein Widerspruch)   
  Erlass   
  Vollstreckungsbescheid   
     
     
     
  (bei Amtszustellung)  (bei Selbstzustellung) 

  Vollstreckungsbescheid zur  Übersendung VB-Ausfer- 
  Zustellung  tigung-en an Antragsteller 
     
Einspruch     
     
    (wenn nicht zugestellt) 

Abgabe an Prozessgericht  Übersendung vollstreckbare  Nichtzustellungsnachricht  mit 
(Aktenausdruck)  Vollstreckungsbescheids-  Neuzustellungsantrag 
Nachricht an Parteien  Ausfertigung an Antragsteller  Vollstreckungsbescheid 
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Anhang 4 
 
Übersicht:  Stand der maschinellen Bearbeitung in den Bundesländern und  
 Gerichtsanschriften zum  1.3.2009 
Bundesland maschinelle 

Bearbeitung 
zugelassen für 

zugelassene 
Einreichungsart * 

zuständiges 
Amtsgericht 

Telefonnr. / 
Telefaxnr. 

     

Baden-Württemberg gesamtes Land Vordrucke, Disketten, 
Bandkassetten, WEB-
DFÜ, online-Mahnantrag 

Stuttgart - Mahnabteilung - 
70154 Stuttgart 

0711/921-3567 
0711/921-3400 

     
     

Bayern gesamtes Land 
 

Vordrucke,  Disketten, 
Bandkassetten, WEB-
DFÜ, online-Mahnantrag 

Coburg - Mahngericht - 
Heiligkreuzstraße 22 
96441 Coburg 

09561/878-5 
09561/878-6666 

     
     

Berlin und  
Brandenburg 

jeweils gesamtes Land   
 
 
 
 
Auslandssachen 
(§ 689 Abs. 2 S. 2 ZPO) 

Vordrucke, Disketten, 
WEB-DFÜ, online-
Mahnantrag 

Wedding – Zentrales 
Mahngericht Berlin-
Brandenburg – 
13343 Berlin 
 
Amtsgerichts Wedding  in  
13343 Berlin** 

030/90156-0 
030/90156-203 / 233/ 
402 

     
     

Bremen gesamtes Land  Vordrucke, WEB-DFÜ,  
online-Mahnantrag 

Bremen - Mahnabteilung - 
28184  Bremen 

0421/3616115 
0421/4964851 

     
     

Hamburg und 
Mecklenburg-
Vorpommern 

jeweils gesamtes Land  
Vordrucke, WEB-DFÜ, 
online-Mahnantrag, 
Disketten bis 31.12.2009 

Hamburg – Gemeinsames 
Mahngericht der Länder 
Hamburg und Mecklenburg-
Vorpommern - 
22747 Hamburg 

040/42811-01 
040/42811-2758 

     
     

Hessen gesamtes Land Vordrucke, Disketten, 
WEB-DFÜ, online-
Mahnantrag 

Hünfeld - Mahnabteilung - 
36084 Hünfeld 

06652/600-01 
06652/600-222 

     
     

Niedersachsen  gesamtes Land Vordrucke, Disketten, 
WEB-DFÜ, online-
Mahnantrag  

Uelzen - Zentrales Mahngericht  
Postfach 1363 
29503 Uelzen 

0581/8851-1 
0581/8851-282540 

     

Nordrhein-Westfalen OLG-Bezirke Hamm, 
Düsseldorf 
 
OLG-Bezirk Köln 
 

 
Vordrucke, Disketten, 
WEB-DFÜ,online-
Mahnantrag 
 

Hagen - Mahnabteilung - 
58081 Hagen 
 
Euskirchen -Mahnabteilung - 
53878 Euskirchen 

02331/967-5 
02331/967-700 
 
02251/951-0 
02251/951-2900 

     
     

Rheinland-Pfalz und 
Saarland 

jeweils gesamtes Land  
Vordrucke, Disketten,  
WEB-DFÜ,online-
Mahnantrag, EDA-Mail 
 

Gemeinsames Mahngericht der 
Länder Rheinland-Pfalz und 
Saarland  
56723 Mayen 

02651/403-0 
02651/403-100 

     
     

Sachsen, Sachsen-
Anhalt und Thüringen 

jeweils gesamtes Land  
Vordrucke, Disketten,  
WEB-DFÜ, online-
Mahnantrag 
 

Aschersleben, Gemeinsames 
Mahngericht der Länder 
Sachsen-Anhalt, Sachsen und 
Thüringen 
Lehrter Str. 15 
39418 Staßfurt 

03925/876-0  
03925/876-252 

     
     

Schleswig-Holstein gesamtes Land  Vordrucke, Disketten 
WEB-DFÜ, online-
Mahnantrag 

Schleswig –Zentrales 
Mahngericht - 
Postfach 1170 
24821 Schleswig 

04621/815-0 
04621/815-333 

 

* Vordrucke: Für die maschinelle Bearbeitung; die Erstellung des MB-Antrags ist auch über das Internet möglich (online-
Mahnantrag s.  unten). 

 WEB-DFÜ: Datenaustausch  über das Internet; Verwendung von Chipkarten, digitale Signatur nach dem Signaturgesetz. 

 EDA-Mail: Datenaustausch mittels E-Mail auf Grundlage der EDA-Konditionen; fortgeschrittene digitale Signatur mittels 
Open-PGP 

 online-
Mahnantrag: 

Antragstellung (nur MB-Antrag) über das Internet  (www.online-mahnantrag.de) zum Druck auf weißes Papier 
(Barcode) oder zur Datenübermittlung (Chipkarte, digitale Signatur).  

** Zuständig, wenn der Antragsteller im Inland keinen allgemeinen Gerichtsstand hat. Seit dem 12.12.2008  müssen die Anträge 
ausschließlich an Amtsgericht Wedding in 13343 Berlin gerichtet werden. 
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Anhang 5 
 

Internetadressen der Landesjustizverwaltungen / Mahngerichte s. a. 
unter www.mahngerichte.de (gemeinsames Portal der Mahngerichte 
der Bundesländer) 

 
Hinweis: Die hier angegebenen Internetadressen geben den Stand bei Drucklegung wieder. 

nderungen erfragen Sie bitte bei den in Anhang 4 angegebenen Amtsgerichten. Ä 

Baden-
Württemberg 
 

Internetportal der Justiz:  http://www.justiz-bw.de 
Zugang zur Online-Antragstellung: Î Service   ÎOnline-Dienste Î 
Mahnverfahren 
Verwaltungsportal des Landes: http://www.service-bw.de ÎFormulare/Online-
Dienste ÎM Î Mahnverfahren online  
Homepage des Amtsgerichts Stuttgart:  
http://www.amtsgericht-stuttgart.de  ÎMahnverfahren 

Bayern 

Internetportal der Justiz:  http://www.justiz.bayern.de  Informationen zum 
automatisierten Mahnverfahren und Zugang und zur online-Antragstellung  
unter http://www.justiz.bayern.de/buergerservice/onlinedienste/ 
Homepage des Amtsgerichts Coburg über: http://www.justiz-coburg.de 
und http://www.mahngericht-bayern.de ;  

Berlin und 
Brandenburg 

Internetportal der Justiz Berlins:  http://www.berlin.de/justiz 
Internetportal der Justiz Brandenburgs: http://www.mdj.brandenburg.de 
Homepage des Zentralen Mahngerichts Berlin-Brandenburg: 
http://www.berlin.de/ag-wedding 

Bremen 

Homepage der Justiz:  http://www.bremen.de/justizsenator 
Homepage des Amtsgerichts Bremen: http://www.amtsgericht.bremen.de mit 
Zugang zur    Online-Antragstellung: Î Abteilungen Î Mahnsachen Î Online 
Mahnantrag 

Hamburg und 
Mecklenburg-
Vorpommern 

Homepage der Justiz:  http://fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/justiz 
Homepage der Hamburger Amtsgerichte: 
http://fhh.hamburg.de/stadt/Aktuell/justiz/gerichte/amtsgerichte 
Informationsseiten des Hamburger Mahngerichts mit Zugang zur Online-
Antragstellung:  
http://www.mahngericht.hamburg.de 

Hessen 
Internetportal der Justiz:  http://www.hmdj.justiz.hessen.de 
Homepage des Amtsgerichts Hünfeld: 
http://www.ag-huenfeld.justiz.hessen.de 

Niedersachsen 
Internetportal der Justiz:  http://www.mj.niedersachsen.de 
Homepage des Amtsgerichts Uelzen – Zentrales Mahngericht: 
http://www.amtsgericht-uelzen.niedersachsen.de 

Nordrhein-
Westfalen 

Internetportal der Justiz:  http:// www.justiz.nrw.de  
Zugang zur Online-Antragstellung     Î Formulare ÎMahnverfahren 
Z
 

ugang zur Orts- und Gerichtsdatei   ÎAdressen & LinksÎAdressdatenbank 

Informationen zum automatisierten Mahnverfahren sind unter 
http://www.mahnverfahren.nrw.de a zurufen. b

 
Homepage des Amtsgerichts Euskirchen: http://www.ag-euskirchen.nrw.de 
Homepage des Amtsgerichts Hagen:        http://www.ag-hagen.nrw.de 

Rheinland-Pfalz 
und Saarland 

Internetportal der Justiz:  http://www.justiz.rlp.de 
Homepage des Amtsgerichts Mayen – Zentrales Mahngericht der Länder 
Rheinland-Pfalz und Saarland: http://www.agmy.justiz.rlp.de  

Sachsen,  
Sachsen-Anhalt, 
Thüringen 

Internetportal der Justiz: http://www.mj.sachsen-anhalt.de 
 

Schleswig-Holstein Internetportal der Justiz: http://www.mahngericht.schleswig-holstein.de 
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Anhang 6 
 
Online-Antragstellung über www.online-mahnantrag.de; 
Muster der 1. Seite   
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Anhang 6 
 
 
Online-Antragstellung über www.online-mahnantrag.de; 
Muster der 2. Seite  (Auswahl der Versandart) 
 




